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An den 
Vorsitzenden der Gemeindevertretung Morschen
Karl-Heinrich Schönewald

Gemeinsamer Antrag zur Sitzung der Gemeindevertretung

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die drei Fraktionen gemeinsam mit dem Bürgermeister beantragen die Aufnahme und Behandlung des nachfolgend benannten Tagesordnungspunktes anlässlich der kommenden Sitzung des Gemeindeparlaments: 

Neufassung der Straßenbeitragssatzung – Wiederkehrende Straßenbeiträge

Nach der ursprünglich am 29.08.1991 in Kraft getretenen Satzung über zu erhebende Straßenbeiträge entwickelte sich diese, insbesondere in den sanierungsträchtigen Jahren der Abwasserentsorgung zu einem über den jeweiligen Straßenanliegern schwebenden Damokles-Schwert. Die Anlieger konnten weder wissen, wann ein Kanal reparaturbedürftig wurde, noch wie hoch die auf den Einzelnen fallenden Straßenbeitragskosten für die sich stets anschließende grundhafte Erneuerung der Straßenoberfläche werden würden. Hier mussten im Einzelfall Grundeigentümer fünfstellige Summen bezahlen. 
Um ein Mehr an Gerechtigkeit, eine wenigstens mittelfristige vorausschauende persönliche Finanzplanung und mehr Solidargefühl zu erreichen hat der kommunale Interessenverband, der Hessische Städte- und Gemeindebund eine Mustersatzung zur Erhebung sog. wiederkehrender Straßenbeiträge erarbeitet und diese den Kommunen ab dem Jahr 2013 zum Erlass einer eigenen Satzung zur Verfügung gestellt. Auf persönliches Befragen durch den Verwaltungschef konnte in Erfahrung gebracht werden, dass dem HSGB bis dato KEINE Widersprüche, geschweige denn Klagen zu dieser Satzung nach Einführung schon in vielen Kommunen Hessens bekannt wurden. Insofern möge auch die Gemeindevertretung Morschen einen entsprechenden Beschluss fassen. 
Wichtig erscheint den Unterzeichnern die Aufnahme folgender Eckpunkte: 

1. Die Vorbereitung möge mit einer groß angelegten Bürgerinformation begleitet werden, um damit den Bürgerinnen und Bürgern die sicherlich vorhandene Skepsis zu nehmen. 

2. Das Gemeindegebiet möge in einzelne selbständige Abrechnungsgebiete (die jeweiligen Ortsteile) aufgeteilt werden. 

3. Die neue Straßenbeitragssatzung möge über je fünfjährig zu planende Investitionsprogramme, aufgeteilt nach Abrechnungsgebieten verfügen.  

4. Der Gemeindevorstand erarbeitet einen Sanierungsplan der nächsten fünf Jahre sowie der Jahre sechs bis 10. 
5. Der Gemeindevorstand erarbeite pro Abrechnungsgebiet eine Straßenliste, welche nach Anlieger-, innerörtlichen Durchgangs- sowie überörtlichen Durchgangsstraßen unterscheidet. 

6. Der Gemeindevorstand erarbeite nach Baukostenrichtwerte-Tabellen die in den ersten Fünf-Jahres-Rhythmus fallenden Straßenerneuerungsmaßnahmen sowie die sich hieraus errechnenden Straßenbeiträge/Jahr pro m² zu berücksichtigender Fläche (i.W. Innerortsgrundstücke)
7. Der Gemeindevorstand erarbeite eine Regelung zur Abzinsung von in den vergangenen zwanzig Jahren geleisteten Straßenbeiträge nach bisheriger Satzung, sodass eine Schlechterstellung von Grundstückseigentümern in diesem zwanzigjährigen Zeitraum sichergestellt ist. 

Abschluss und Vorlage des Satzungsentwurfes zur Unterzeichnung möge möglichst noch im Dezember 2015 sein.  

Beschlussvorschlag: 

Die Gemeindevertretung beschließt, den Gemeindevorstand mit der Erarbeitung der Neufassung einer Straßenbeitragssatzung zur Heranziehung wiederkehrender Straßenbeiträge in Anlehnung an die Mustersatzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes zu beauftragen und die Vorbereitung zur Beschlussfassung im Gemeindeparlament in enger Abstimmung mit dem Bau-, Planungs- und Umweltausschuss durchzuführen.  

Morschen, 27.08.2015
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